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Antrag 159/II/2025 FA X - Natur, Energie, Umweltschutz   

Mittel des Sonderfonds des Bundes auch für die ökologische Daseinsvorsorge in Berlin und die umfangreiche Kürzung im Umweltbereich korrigiert

Beschluss:

Seitens des Berliner Senats ist der Entwurf für den Doppelhaushalt 2026 / 27 dem Abgeordnetenhaus zur Beschlussfassung

vorgelegt worden. Neben sehr umfangreichen Kürzungen – überproportional im Einzelplan 07 bezüglich der Umwelt-Titel von

38 Prozent - muss festgestellt werden, dass keinerlei Mittel für die ökologische Infrastruktur aus dem Sondervermögen für

die nächsten Jahre vorgesehen sind. Diese sind aber unabdingbar, damit Investitionen in Klimaschutz- und Klimaanpassungs-

maßnahmen finanzier- und damit realisierbar werden, um Berlin klimaneutral zu machen.

 

Gemeint sind hier konkret Maßnahmen für

• die Ertüchtigung der Versorgungsnetze für Fernwärme undWasser, inklusive Steigerung von Innovations- und Effizienz-

grad z.B. durch umfassende Abwärmenutzung von Gewerbe, Müllverbrennung und aus Abwasser,

• die Stärkung der Berliner Stadtwerke, damit sie mit der Solaroffensive auf öffentlichen Gebäuden die erneuerbare Ener-

gieerzeugung voranbringen,

• dieWärmesanierung der öffentlichen Gebäude und des landeseigenenWohnungsbestandes,

• die Umsetzung der Schwammstadt, wie Entsiegelung, Retentionsanlagen für Regenwasser, Zisternen für die Bewässe-

rung vom Stadtgrün,

• Infrastrukturen zum Anreichern des Grundwassers und zum Erhalt von Klein- und Kleinstgewässern,

• Gebäudebegrünung,

• Neupflanzungen für einen klimaangepassten Stadtbaumbestand.

 

Sowohl der SPD-Landesvorstand als auch die SPD-Fraktion des Berliner Abgeordnetenhauses und dort insbesondere die SPD-

Mitglieder des Hauptausschusses werden aufgefordert, bei den jetzt anstehenden Haushaltsberatungen dafür Sorge zu tra-

gen, dass zur ökologischenDaseinsvorsorge sowohl fürMaßnahmen des Klimaschutzes als auch zur Klimaanpassung, die zum

Auf- bzw. Ausbau der dazu notwendigen städtischenÖko-Infrastruktur dienen, ein Etat vonmind. 100  Mio.e  pro Jahr im Son-

dervermögen in den zukünftigen Haushaltsjahren verbindlich festzulegen ist. Außerdem ist dafür Sorge zu tragen, dass die

überproportionalen Kürzungen im Umweltbereich zum Großteil wieder rückgängig gemacht werden.

Überweisen an

AGH-Fraktion+Senat, Landesvorstand
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